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	Absender: Name, Anschrift, Rechtsform

     
     
     
     
	
	Ort, Datum: 
     

	
	
	Ansprechpartner:

Tel.-Nr.:

E-Mail: 
	[bookmark: Text9]     

     

     

	An das 
Ministerium für Wirtschaft, Handwerk und Tourismus Baden-Württemberg
Referat 23 - Berufliche Weiterbildung
Schlossplatz 4 (Neues Schloss)

70173 Stuttgart
	
	

Antrag 
auf Gewährung einer Zuwendung
nach den Ausführungsbestimmungen des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Württemberg für die Gewährung von Zuwendungen für überbetriebliche Berufsbildungsstätten (ÜBS) vom 1.1.2017




	Betreff: 
	     

	
	(Titel/Bezeichnung des geplanten Fördervorhabens)
	

	
	
	

	Bezug: 
	Anzeige vom      
	

	
	Aktenzeichen: WM23-60-      
	



	1.
	Angaben zur Bildungsstätte


	1.1
	Bezeichnung der Einrichtung, Standort

     


	1.2
	Einzugsgebiet

     


	1.3
	Größe der Einrichtung 

	
	
Werkstattplätze
	
     

	
	
Unterrichtsplätze
	
     

	
	
Anzahl der Übungseinheiten (ÜE)
	
     

	
	
Internatsplätze
	
     

	
	
Sonstiges

	
     

	1.4
	Berufsfelder / Berufe

	
	
     


	

	2.
	Es wird die Gewährung einer Zuwendung in Höhe von 


	
	
	      Euro beantragt. 

	
	
	




	3.
	Angaben zum Vorhaben


	3.1
	Art des Vorhabens


	
	|_| Grundstückserwerb

	|_| Bau
	|_| Ausstattung
	

	3.2
	Ausgaben

	Grundstück
	Bau
	Ausstattung
	Insgesamt 
	%

	
	
voraussichtliche Ausgaben 
in Euro

	
     
	
     
	
     
	
     
	
100

	3.3
	Voraussichtlicher Beginn und Dauer des Vorhabens


	
	
Beginn:      

	
Dauer:      




	4.
	Finanzierungsplan


	
	
	in Euro

	Prozent

	
	Eigenmittel
	     

	     

	
	- davon Kapitalmarktmittel
	     
	     


	
	Bundesmittel BAFA / BIBB
	     
	45


	
	Landesmittel 
	     
	25


	
	Sonstiges
	     

	     

	
	Gesamt
	     

	100






	5.

	Die beantragten Mittel werden wie folgt benötigt:

	
	im Haushaltsjahr
	Euro


	
	     
	     


	
	     
	     


	
	     

	     

	
	     

	     




	6.
	Mit der Zuwendung soll folgendes Vorhaben in folgendem Zeitraum verwirklicht werden 
(Darstellung und Begründung des Vorhabens, insbesondere im Hinblick auf Bedarf, Standort, Konzeption und Ziel; 
Angaben über die bisherige Tätigkeit; Abstimmung mit andern Stellen - soweit nicht in den beigefügten Unterlagen erläutert)


	
	
     



















	7. 
	Begründung für die vorgesehene Finanzierung 
(Höhe der Eigenmittel., Höhe der beantragten Zuwendung)


	
	
     






	8. 
	Der Antragsteller erklärt,


	8.1
	dass er für das Vorhaben bei keinen anderen außer den im Finanzierungsplan genannten Stellen einen Zuschuss aus öffentlichen Mitteln beantragt hat oder beantragen wird


	
	
	|_| ja 
	|_| nein


	8.2
	dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und bis zur Bescheiderteilung nicht begonnen wird


	
	
	|_| ja
	|_| nein


	8.3
	dass er für dieses Vorhaben zum Vorsteuerabzug


	
	
	|_| berechtigt ist.
	|_| nicht berechtigt ist.


	8.4
	dass er damit einverstanden ist, dass die im Antrag und in den beigefügten Unterlagen enthaltene Daten durch das Ministerium für Wirtschaft, Handwerk und Tourismus Baden-Württemberg nach den Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes verarbeitet werden dürfen. 


	
	
	|_| ja
	|_| nein

	8.5
	die folgenden Bestimmungen - soweit es sich nicht ohnehin um allgemein verbindliche Rechtsvorschriften handelt - als verbindlich anzuerkennen:


	
	•
	Ausführungsbestimmungen des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau für die Gewährung von Zuwendungen für überbetriebliche Berufsbildungsstätten (ÜBS) vom 1.1.2017


	
	•
	Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) 


	
	•
	Baufachliche Nebenbestimmungen NBest-Bau / RZ-Bau


	
	•
	Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung vom 15.07.2005 (BGBI. I 2005, S. 2114), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts vom 20.04.2009 (BGBI I 2009, 790)


	
	
	|_| ja
	|_| nein





	9.
	Dem Antragsteller ist bekannt, dass die Förderung - soweit die der Förderung zugrunde liegenden Maßnahmen nicht im Rahmen des staatlichen Ausbildungsauftrags durchgeführt werden - nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. EU L 187 vom 26.6.2014, S. 1) – Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) gewährt wird. Die in diesem Zusammenhang ggf. zu erbringenden Erklärungen und Unterlagen werden/ wurden vorgelegt.



	10.
	Der Antragsteller versichert die Richtigkeit und Vollständigkeit der in diesem Antrag und in den Antragsunterlagen gemachten Angaben.




	11.
	Je eine Ausfertigung dieses Antrags wurde übersandt an 


	
	|_| die zuständige Bundesbehörde


	
	|_| sonstige Stelle: 

	     





	Rechtsverbindliche Unterschrift(en) des Antragstellers / Träger der Berufsbildungsstätte








Name(n) in Druckbuchstaben



ÜBS-Antrag Stand: 6/2026

